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T E I L   I

Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Firma und Sitz

 (1) Die Gesellschaft führt die Firma MLP AG.

 (2) Der Sitz der Gesellschaft ist Wiesloch.

§ 2 Gegenstand des Unternehmens

 (1) Gegenstand der Gesellschaft ist die Leitung einer Unternehmensgruppe, die in den Berei-
chen der Beratung und der Vermittlung von Finanz- und ähnlichen Dienstleistungen aller
Art tätig ist.

(2)  Die Gesellschaft ist berechtigt, sich zu dem in Absatz (1) beschriebenen Zweck insbe-
sondere an solchen Gesellschaften zu beteiligen, die das aktive und passive Versiche-
rungsgeschäft, die Vermögensverwaltung, die Vermögensanlage und Bankgeschäfte be-
treiben, Immobilienmaklergeschäfte tätigen  sowie die Beratung, die Entwicklung und den
Vertrieb von Dienstleistungen aller Art, insbesondere Finanzdienstleistungen und ver-
gleichbare Dienstleistungen, und von Produkten des Bereichs der elektronischen Daten-
verarbeitung (EDV) durchführen. Sie ist jedoch nicht berechtigt, Bankgeschäfte oder Fi-
nanzdienstleistungen i.S.v. § 1 Abs. 1 und Abs. 1a KWG oder Versicherungsgeschäfte i.S.v.
§ 1 Abs. 1 VAG selbst zu betreiben.

(3) Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen und Handlungen berechtigt, die mit dem Gegen-
stand des Unternehmens zusammenhängen oder diesem unmittelbar oder mittelbar zu die-
nen geeignet sind. Insbesondere darf sie Zweigniederlassungen errichten, andere Unter-
nehmen gründen, erwerben, sich an ihnen beteiligen oder veräußern. Sie kann solche Un-
ternehmen ganz oder teilweise unter einheitlicher Leitung zusammenfassen und Unter-
nehmensverträge mit ihnen schließen. Sie kann ihre Tätigkeit auch durch Tochter-, Beteili-
gungs- und Gemeinschaftsunternehmen ausüben oder ganz oder teilweise in verbundene
Unternehmen ausgliedern oder verbundenen Unternehmen überlassen und sich selbst auf
die Leitung und Verwaltung ihrer verbundenen Unternehmen beschränken.

§ 3 Bekanntmachungen, Informationsübermittlung

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger. Die Übermittlung von Infor-
mationen an Aktionäre darf auch im Wege der Datenfernübertragung erfolgen.



T E I L   II

Grundkapital und Aktien

§ 4 Grundkapital

(1) Das Grundkapital beträgt 109.334.686,00 Euro (in Worten: Euro einhundert und neun Mil-
lionen dreihundertvierunddreißigtausend sechshundertsechsundachtzig).

(2) Das Grundkapital ist eingeteilt in 109.334.686 (in Worten: einhundert und neun Millionen
dreihundertvierunddreißigtausend sechshundertsechsundachtzig) Stammstückaktien.

 (3) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend von § 60
AktG bestimmt werden.

 (4) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 5. Juni 2019 mit
Zustimmung des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender Stückaktien
gegen Bar- oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt Eu-
ro 20.543.052 zu erhöhen (genehmigtes Kapital).

  Die neuen Aktien sind, sofern das Bezugsrecht nicht nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen ausgeschlossen wird, den Aktionären zum Bezug anzubieten. Dem genügt auch
ein mittelbares Bezugsrecht im Sinne des § 186 Abs. 5 AktG.

  Bei Aktienausgaben gegen Sacheinlagen ist der Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht der
Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen. Wird das Grundkapital gegen
Bareinlagen erhöht, ist den Aktionären ein Bezugsrecht zu gewähren. Der Vorstand ist je-
doch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
schließen, wenn der Ausgabebetrag den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft gleicher
Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrages durch den
Vorstand nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maß-
gabe, dass die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge-
gebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals von Aktien der Gesellschaft gleicher
Gattung und Ausstattung nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des
Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begren-
zung auf 10 % des Grundkapitals sind diejenigen Aktien anzurechnen,

  – die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht
ausgegeben werden bzw. auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen auf-
grund einer während der Laufzeit dieser Ermächtigung geltenden Ermächtigung in
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Be-
zugsrechts ausgegeben wurden bzw. werden;

  – die als eigene Aktien aufgrund einer zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Er-
mächtigung geltenden bzw. an deren Stelle tretenden Ermächtigung gemäß § 71 Abs.
1 Nr. 8 AktG i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Ak-
tionäre veräußert werden.

  Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom
Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen.

  Weiterhin ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren
Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.



(5) Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung des § 4 Abs. (1) und (2) der Satzung entspre-
chend dem Umfang der jeweiligen Kapitalerhöhung gemäß Abs. (4) zu ändern.

§ 5 Aktien

(1) Die Aktien der Gesellschaft lauten auf den Inhaber.

 (2) Form und Inhalt der Aktienurkunden sowie der Gewinnanteils- und Erneuerungsscheine
setzt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats fest.

(3) Der Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihres Anteils ist ausgeschlossen, soweit nicht
eine Verbriefung nach den Regeln erforderlich ist, die an einer Börse gelten, an der die Ak-
tie zugelassen ist.

(4) Die Gesellschaft ist berechtigt, Aktienurkunden auszustellen, die einzelne Aktien (Einzelak-
tien) oder mehrere Aktien (Sammelaktien) verkörpern.



T E I L   III

Der Vorstand

§ 6 Zusammensetzung, Anstellungsverträge, Beschlussfassung

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern.

(2) Über die Zahl der Vorstandsmitglieder, ihre Bestellung und den Widerruf ihrer Bestellung
sowie den Abschluss, die Änderung und die Kündigung der mit den Vorstandsmitgliedern
abzuschließenden Anstellungsverträge entscheidet der Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat kann
einen Vorstandsvorsitzenden und einen oder mehrere stellvertretende Vorstands-
vorsitzende ernennen.

 (3) Vorstandsbeschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst.

§ 7 Vertretung der Gesellschaft

(1) Die Gesellschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich oder durch ein Vor-
standsmitglied gemeinschaftlich mit einem Prokuristen vertreten.

(2) Der Aufsichtsrat kann einzelnen Vorstandsmitgliedern Alleinvertretungsbefugnis einräu-
men. Der Aufsichtsrat kann Vorstandsmitglieder von dem Verbot befreien, im Namen der
Gesellschaft mit sich als Vertreter eines Dritten ein Rechtsgeschäft abzuschließen.



T E I L   IV

Der Aufsichtsrat

§ 8 Zusammensetzung, Amtsdauer

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern, wobei vier Mitglieder von der Hauptver-
sammlung nach den Bestimmungen des Aktiengesetzes und zwei Mitglieder von den Ar-
beitnehmern nach den Bestimmungen des Betriebsverfassungsgesetzes 1952 gewählt wer-
den.

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden längstens für die Zeit bis zur Beendigung derjeni-
gen Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach
dem Beginn der Amtszeit beschließt; hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit
beginnt, nicht mitgerechnet.

(3) Für jedes Aufsichtsratsmitglied kann ein Ersatzmitglied gewählt werden. Tritt ein Ersatz-
mitglied an die Stelle des ausgeschiedenen Mitglieds, so erlischt sein Amt mit Ende der
Hauptversammlung, in der eine Ergänzungswahl nach Abs. (4) stattfindet, spätestens je-
doch mit Ablauf der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds.

(4) Ergänzungswahlen erfolgen für die restliche Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds.

§ 9 Abberufung und Niederlegung des Amtes

 (1) Die Bestellung der von der Hauptversammlung gewählten Aufsichtsratsmitglieder kann von
dieser vor Ablauf der Wahlzeit widerrufen werden.

(2) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats und jedes Ersatzmitglied kann sein Amt auch ohne Vorlie-
gen eines wichtigen Grundes unter Einhaltung einer Frist von einem Monat durch eine an
den Aufsichtsratsvorsitzenden oder an den Vorstand zu richtende schriftliche Erklärung
niederlegen. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats, oder im Falle einer Amtsniederlegung
durch den Vorsitzenden sein Stellvertreter, kann einer Verkürzung der Frist zustimmen.

§ 10 Vorsitz und Stellvertretung

(1) Der Aufsichtsrat wählt in einer Sitzung, die im Anschluss an die Hauptversammlung stattfin-
det, auf welcher die Aufsichtsratsmitglieder neu gewählt worden sind und zu der es einer
besonderen Einladung nicht bedarf, für die Dauer seiner Amtszeit aus seiner Mitte einen
Vorsitzenden und einen Stellvertreter.

(2) Scheidet der Vorsitzende oder dessen Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, hat der Auf-
sichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzu-
nehmen.



§ 11 Einberufung und Beschlussfassung

(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden oder, wenn dieser verhindert ist,
von seinem Stellvertreter unter Angabe des Ortes und des Termins der Sitzung sowie der
einzelnen Tagesordnungspunkte einberufen. Die Einladung soll unter Einhaltung einer Frist
von zwei Wochen erfolgen und kann schriftlich, mündlich, fernmündlich, fernschriftlich o-
der telegraphisch erfolgen. In dringenden Fällen kann die Einberufungsfrist verkürzt wer-
den. Die Beschlussfassung über einen Gegenstand der Tagesordnung, der in der Einladung
nicht enthalten war, ist nur zulässig, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrats der Beschlussfas-
sung widerspricht.

(2) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in Sitzungen gefasst. Auf Anordnung des Aufsichts-
ratsvorsitzenden können Beschlüsse auch schriftlich, fernschriftlich, telegraphisch oder
fernmündlich gefasst werden.

(3) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden, bei seiner Verhinderung von
seinem Stellvertreter, einberufen und geleitet.

(4) Die Mitglieder des Vorstands können, sofern der Aufsichtsrat nichts anderes beschließt, den
Sitzungen des Aufsichtsrats beiwohnen. Der Aufsichtsrat kann Sachverständige und Aus-
kunftspersonen zur Beratung über einzelne Gegenstände hinzuziehen.

(5) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder zu der Sitzung unter der zu-
letzt bekannt gegebenen Anschrift ordnungsgemäß geladen sind und mindestens die Hälfte
der Mitglieder des Aufsichtsrats an der Beschlussfassung teilnimmt. Ein Mitglied nimmt
auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich der Stimme enthält. Abwesende Auf-
sichtsratsmitglieder können an Abstimmungen des Aufsichtsrats dadurch teilnehmen, dass
sie durch andere Aufsichtsratsmitglieder schriftliche Stimmabgaben überreichen lassen.

(6) Die Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Sitzungsvorsitzenden den Ausschlag. Die Reihenfol-
ge der Verhandlungsgegenstände und die Art der Abstimmung bestimmt der Sitzungsvorsit-
zende. Bei schriftlicher, telegraphischer, fernschriftlicher oder fernmündlicher Stimmabgabe
gelten die Bestimmungen entsprechend.

(7) Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Sitzungs-
vorsitzenden zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift über schriftlich, telegraphisch, fern-
schriftlich oder fernmündlich gefasste Beschlüsse hat der Vorsitzende des Aufsichtsrats zu
unterzeichnen. Die Niederschrift ist allen Mitgliedern des Aufsichtsrats zuzuleiten.

(8) Der Aufsichtsratsvorsitzende ist befugt, die zur Durchführung der Beschlüsse des Auf-
sichtsrats erforderlichen Erklärungen im Namen des Aufsichtsrats abzugeben und entge-
genzunehmen. Im Falle seiner Verhinderung kommt diese Befugnis seinem Stellvertreter
zu.

§ 12 Vergütung

 (1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält neben dem Ersatz seiner Auslagen und der Erstat-
tung einer etwaigen auf seine Aufsichtsratsvergütung entfallenden Umsatzsteuer eine fes-
te, nach Ablauf des Geschäftsjahres zahlbare Vergütung in Höhe von € 40.000 p.a.

(2) Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das Zweifache, sein Stellvertreter das Eineinhalb-
fache der Grundvergütung nach Absatz 1.



(3) Für die Tätigkeit in einem in der Gesellschaft gebildeten Ausschuss wird zusätzlich eine ge-
sonderte Vergütung nur nach den nachfolgenden Bestimmungen gewährt. Sofern die Ge-
sellschaft einen Bilanzprüfungsausschuss gebildet hat, wird für die Tätigkeit im Bilanzprü-
fungsausschuss zusätzlich eine gesonderte Vergütung in Höhe von € 25.000 gewährt. So-
fern die Gesellschaft einen Personalausschuss gebildet hat, wird für die Tätigkeit im Perso-
nalausschuss zusätzlich eine gesonderte Vergütung in Höhe von € 15.000 gewährt. Der
Vorsitzende des Bilanzprüfungsausschusses und des Personalausschusses erhält das Zwei-
fache der Grundvergütung nach Satz 2 bzw. Satz 3.

(4) Daneben können die Mitglieder des Aufsichtsrats in eine im Interesse der Gesellschaft von
dieser in angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für
Organe und bestimmte Führungskräfte einbezogen werden, soweit eine solche besteht.
Die Prämien hierfür entrichtet die Gesellschaft.

(5) Die Gesellschaft unterstützt die Mitglieder des Aufsichtsrats bei der Wahrnehmung der für
Ihre Aufgaben erforderlichen Aus- und Fortbildungsmaßnahmen in angemessenem Um-
fang. Die Entscheidung über die Wahrnehmung geeigneter Aus- und Fortbildungsmaß-
nahmen auf Kosten der Gesellschaft obliegt grundsätzlich dem Aufsichtsrat. Unabhängig
hiervon kann jedes Mitglied des Aufsichtsrats Aus- und Fortbildungsmaßnahmen wahr-
nehmen, die es nach eigener Einschätzung für die Wahrnehmung seines Amtes für erfor-
derlich hält, und hierfür eine Kostenerstattung bis zu einem Betrag von EUR 2.000 je Ka-
lenderjahr von der Gesellschaft verlangen; einer Entscheidung des Aufsichtsrats bedarf es
insoweit nicht.

§ 13 Verschwiegenheitspflicht

(1) Über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- oder
Geschäftsgeheimnisse, die den Aufsichtsratsmitgliedern durch ihre Tätigkeit bekannt ge-
worden sind, haben diese Stillschweigen zu bewahren. Die Verschwiegenheitspflicht be-
steht auch über den Zeitpunkt ihres Ausscheidens als Aufsichtsratsmitglied hinaus.

(2) Beabsichtigt ein Aufsichtsratsmitglied, Informationen an Dritte weiterzugeben, so hat es
dies dem Aufsichtsratsvorsitzenden zuvor unter Bekanntgabe der Person, an die die Infor-
mation weitergeleitet werden soll, mitzuteilen und dessen Stellungnahme abzuwarten.



T E I L   V

Die Hauptversammlung

§ 14 Ort und Einberufung

(1) Die ordentliche Hauptversammlung, die über die Entlastung des Vorstands und des Auf-
sichtsrats, die Gewinnverwendung, die Wahl des Abschlussprüfers, die Wahl des Konzern-
abschlussprüfers, die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern und in den vom Gesetz vorge-
schriebenen Fällen über die Feststellung des Jahresabschlusses beschließt, wird innerhalb
der ersten acht Monate eines jeden Geschäftsjahres abgehalten.

(2) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, in einer Stadt im Umkreis von 100
km um den Sitz der Gesellschaft oder in einer Stadt in der Bundesrepublik Deutschland mit
Sitz einer deutschen Wertpapierbörse statt.

(3) Sie wird vom Vorstand einberufen. Das auf Gesetz beruhende Recht des Aufsichtsrats zur
Einberufung der Hauptversammlung bleibt unberührt.

(4)  Die Einberufung der Hauptversammlung erfolgt durch Bekanntmachung im Bundesanzei-
ger mit den gesetzlich erforderlichen Angaben. Die Hauptversammlung ist, soweit gesetz-
lich nichts Abweichendes bestimmt ist, mit einer Frist von mindestens dreißig Tagen vor
dem Tag der Hauptversammlung, verlängert um die Tage der Anmeldefrist gemäß § 15 Abs.
1, einzuberufen. Der Tag der Versammlung und der Tag der Einberufung sind nicht mitzu-
rechnen..

§ 15 Teilnahmerecht

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur die-
jenigen Aktionäre berechtigt, die sich mindestens sechs Tage vor dem Tag der Hauptver-
sammlung in Textform bei der in der Hauptversammlungseinladung angegebenen Stelle
angemeldet und ihre Berechtigung nach Maßgabe des Absatz 2 nachgewiesen haben. Da-
bei sind der Tag der Hauptversammlung und des Zugangs nicht mitzurechnen.

(2) Die Aktionäre haben ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur
Ausübung des Stimmrechts nachzuweisen. Hierzu ist ein in Textform erstellter Nachweis
des Anteilsbesitzes durch das depotführende Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungs-
institut erforderlich. Der Nachweis muss in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein,
sich auf den Beginn des einundzwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung beziehen
und der in der Hauptversammlungseinladung näher bestimmten Stelle mindestens sechs
Tage vor dem Tag der Hauptversammlung zugehen. Dabei sind der Tag der Hauptversamm-
lung und des Zugangs nicht mitzurechnen.

§ 16 Leitung der Hauptversammlung



(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats, im Falle sei-
ner Verhinderung sein Stellvertreter. Sind beide verhindert, kann der Aufsichtsrat ein ande-
res Aufsichtsratsmitglied zum Vorsitzenden bestellen.

(2) Der Vorsitzende leitet die Versammlung und bestimmt die Reihenfolge der Gegenstände
der Tagesordnung sowie die Art und Form der Abstimmung. Der Vorsitzende kann das Fra-
ge- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen beschränken; er kann insbesondere
zu Beginn oder während der Hauptversammlung den zeitlichen Rahmen für den Verlauf der
Hauptversammlung, für die Aussprache zu den einzelnen Tagesordnungspunkten sowie für
den einzelnen Frage- und Redebeitrag angemessen festsetzen. Darüber hinaus kann der
Vorsitzende den Schluss der Debatte anordnen, soweit dies für eine ordnungsgemäße
Durchführung der Hauptversammlung erforderlich ist.

§ 17 Teilnahme, Beschlussfassung und Stimmrecht

(1) Der Vorstand ist ermächtigt, die vollständige oder teilweise Bild- und/oder Tonübertragung
der Hauptversammlung in einer von ihm näher zu bestimmenden Weise zuzulassen.“

(2) Jede Stammstückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme.

(3) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Erteilung von Voll-
machten, die nicht an ein Kreditinstitut oder eine Aktionärsvereinigung oder eine andere
der in § 135 AktG gleichgestellten Institutionen oder Personen erteilt werden, der Widerruf
dieser Vollmachten und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft
bedürfen dabei der Textform. Die Gesellschaft bietet mindestens einen Weg elektronischer
Kommunikation für die Übermittlung des Nachweises an, über die der Vorstand nach eige-
nem Ermessen bestimmen kann.

 (4) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
Stimmen und, sofern das Gesetz außer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vor-
schreibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen stimmbe-
rechtigten Grundkapitals gefasst, soweit nicht nach zwingenden gesetzlichen Vorschriften
eine größere Mehrheit erforderlich ist. Bei Stimmengleichheit gilt, ausgenommen bei Wah-
len, ein Antrag als abgelehnt. Sofern bei Einzelwahlen im ersten Wahlgang die einfache
Stimmenmehrheit nicht erreicht wird, findet eine Stichwahl unter den Personen statt, die
die beiden höchsten Stimmenzahlen erhalten haben; bei der Stichwahl entscheidet die hö-
here Stimmenzahl.

 (5) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch
ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtli-
che oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation
ausüben können. Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Umfang und zum
Verfahren der Teilnahme und Rechtsausübung nach Satz 1 zu treffen, die mit der Einberu-
fung der Hauptversammlung bekannt gemacht werden.

 (6) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimme auch ohne an der Ver-
sammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege der elektronischen Kommunikation ab-
geben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Umfang
und zum Verfahren der Teilnahme und Rechtsausübung nach Satz 1 zu treffen, die mit der
Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht werden.



T E I L   VI

Jahresabschluss und Gewinnverwendung

§ 18 Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr

 (1) Die Dauer der Gesellschaft ist nicht begrenzt.

 (2) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 19 Jahresabschluss

(1) Der Vorstand hat innerhalb der ersten drei Monate des Geschäftsjahres den Jahresabschluss
sowie den Lagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und unverzüglich
nach Aufstellung dem Aufsichtsrat und dem Abschlussprüfer vorzulegen. Zugleich hat der
Vorstand dem Aufsichtsrat den Vorschlag vorzulegen, den er der Hauptversammlung für die
Verwendung des Bilanzgewinns machen will.

(2) Der Vorstand hat innerhalb der ersten vier Monate des Geschäftsjahres den Konzernab-
schluss sowie den Konzernlagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und
unverzüglich nach Aufstellung dem Aufsichtsrat und dem Abschlussprüfer vorzulegen.

(3) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht des Vorstands, den Konzernab-
schluss, den Konzernlagebericht und den Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns
zu prüfen und über das Ergebnis seiner Prüfung der Hauptversammlung schriftlich zu be-
richten. Er hat seinen Bericht innerhalb eines Monats, nachdem ihm die Vorlagen zugegan-
gen sind, dem Vorstand zuzuleiten; § 171 Abs. 3 S. 2 AktG bleibt unberührt.

(4) Billigt der Aufsichtsrat den Jahresabschluss, so ist dieser festgestellt. Beschließen Vorstand
und Aufsichtsrat, die Feststellung des Jahresabschlusses der Hauptversammlung zu überlas-
sen, oder hat der Aufsichtsrat den Jahresabschluss nicht gebilligt, so hat der Vorstand un-
verzüglich eine Hauptversammlung zur Feststellung des Jahresabschlusses einzuberufen.

(5) Billigt der Aufsichtsrat den Konzernabschluss nicht, so hat der Vorstand unverzüglich eine
Hauptversammlung zur Billigung des Konzernabschlusses einzuberufen.

(6) Der Jahresabschluss und der Lagebericht, der Konzernabschluss und der Konzernlagebe-
richt, der Gewinnverwendungsvorschlag des Vorstands und der Bericht des Aufsichtsrats
sind von der Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen der Gesell-
schaft zur Einsichtnahme der Aktionäre auszulegen, sofern diese Unterlagen nicht von der
Einberufung der Hauptversammlung an auf der Internetseite der Gesellschaft veröffentlicht
werden.

§ 20 Gewinnverwendung

(1) Vorstand und Aufsichtsrat sind ermächtigt, bis zu 75 % des Jahresüberschusses anderen Ge-
winnrücklagen zuzuführen. Vorstand und Aufsichtsrat dürfen jedoch keine Beträge in ande-
re Gewinnrücklagen einstellen, wenn die anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Grund-
kapitals übersteigen oder soweit sie nach der Einstellung die Hälfte übersteigen würden.

(2) Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des Bilanzgewinns.



(3) Die Hauptversammlung kann, soweit gesetzlich zulässig, eine Sachausschüttung beschlie-
ßen; eine Sachausschüttung ist auch neben einer Barausschüttung zulässig.



T E I L   VII

Schlussbestimmungen

§ 21 Satzungsänderungen

 Änderungen dieser Satzung, die nur deren Fassung betreffen, können vom Aufsichtsrat be-
schlossen werden.


